
auch 10 Abgeordnete - zumindest, was die Landwirtschaftspoli
tik anbelangt - sehr viel mitbewegen können.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne, PDS, DBD/DFD)

Schröder (SPD):

Jawohl, das will ich nicht bestreiten. Allerdings muß ich dazu 
sagen, daß eigentlich wünschenswert wäre, daß jede Partei 
einen starken Flügel von solchen bei sich hat, die landwirtschaft
liche Probleme behandeln.

(Gelächter und Unruhe im Saal)

Es ist grundsätzlich natürlich problematisch, wenn eine be
stimmte Berufsgruppe durch eine Partei vertreten ist. Eigent
lich müßte jede Partei für das Gesamtfeld der Politik Alternati
ven anzubieten haben.

(Beifall bei SPD, CDU/DA und Liberalen)

Dr. Goepel (DBD/DFD):

Ich hatte zwei Fragen. Ergänzend nur dazu: Die gesamte 
Rechtsproblematik wurde von unserer einzigen Kollegin in der 
Fraktion mit Sicherheit auch sehr engagiert vorgetragen und 
auch mit beeinflussend hier in das Parlament eingebracht.

Die zweite Frage: Herr Schröder, würden Sie mir zustimmen, 
daß Oppositionen in einem Parlement immer besser sind, als 
wenn sie außerhalb eines Parlaments stehen?

(Beifall bei der PDS)

Schröder (SPD):

Dies ist ein Argument, das berechtigt ist. Trotzdem bleibt da
neben die Frage bestehen, ob die Abeitsfähigkeit eines Parla
ments gewinnt, wenn nun alle möglichen Gruppen, die es gibt, 
im Parlament vertreten sind.

(U nmutsäußerungen)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

(Unruhe im Saal)

Und im Blick darauf, daß wir heute wahrscheinlich bis Mitter
nacht tagen, würde ich Sie fragen, ob wir das abbrechen können. 
Der Redner hat mir dadurch die Sache erleichtert, daß er selber 
auf die Beantwortung von Zwischenfragen verzichtet. - Ich sehe 
keine weiteren Wortmeldungen. -

(Zuruf: Dort!)

Bitte schön.

Schulz für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir alle werden 
heute Zeuge einer einzigartigen, wie auch immer gesponsorten 
Premiere, indem ein Antrag weiterbehandelt wird, der keine 
Mehrheit zur Überweisung in einen Ausschuß gefunden hat, 
sondern der nunmehr durch einen Parteiausschuß gegangen ist. 
Wie sehr in diesem Hause parteipolitische Interessen den Vor
rang vor Fragen der Demokratisierung der Gesellschaft erhal

ten, können Sie am Beispiel der Diskussion um den Verfassungs
entwurf des Runden Tisches ermessen.

(Beifall bei der PDS)

(Unmutsäußerungen bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Herr Abgeordneter! Ihre Kritik, die Sie eben im Blick auf die 
Verhandlungen losgeworden sind, muß ich zurückweisen.

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Ich denke trotzdem, daß wir heute hier einen Präzedenzfall ge
schaffen haben und daß der Antrag zum Verfassungsentwurf 
des Runden Tisches dann auch noch in der weiteren Beratung 
befindlich ist.

Nun zum eigentlichen Antrag der Liberalen, auch wenn er 
jetzt die Korrekturhandschrift der Sozialdemokratie trägt. Er ist 
um keinen Deut besser geworden, zumindest hätten sie darüber
schreiben sollen, daß es sich um ein verfassungsänderndes Ge
setz handelt. Durch alle Umhüllungsargumente hindurch ist der 
eigentliche Hauptanspruch erkennbar, ich sage mal zugespitzt, 
für die künftigen Reichstagswahlen aus beiden deutschen Staa
ten, ein Wahlgebiet zu bilden, dessen Wähler nach dem Bundes
wahlgesetz zu wählen haben. Es geht ihnen in allem Ernst nicht 
darum, den besten oder überschaubarsten Weg zur deutschen 
Einheit zu finden. Den haben Sie durch ihre bornierte Haltung 
zur Einberufung einer verfassungsgebenden Versammlung be
reits verbaut. Nein, im Kern geht es doch um die Frage: Durch 
welche Wahlmodalitäten erreicht man das stärkste Gewicht im 
künftigen Parlament? Welche Bauern- - pardon - Bürgeropfer 
sind erforderlich, um mit einem listigen Rösselsprung den politi
schen Gegner in Schach zu halten. Herr Schröder hat hier die 
Karten der Sozialdemokratie deutlich gezeigt.

(Beifall bei der PDS)

Hier geht es schon längst nicht mehr um repräsentative Demo
kratie, um Gleichberechtigung, sondern um Macht, um die je
weils günstigste Position, um die maximal erreichbare Zahl von 

Plätzen im Parlament und die Ausschaltung von unliebsamen 
Konkurrenten. In den verschiedenen Versionen der Argumenta
tion um ein einheitliches Wahlgebiet und Wahlrecht wird betont, 
durch Gleichheit soll Gerechtigkeit hergestellt werden. Nun ist 
aber Gerechtigkeit manchmal eben nicht Gleichheit, sondern 
das Bemühen, Menschengruppen und auch Staaten gerecht zu 
werden. Es geht um die Vereinigung zweier formal noch souve
räner Staaten, zweier nicht nur von der Geschichte, sondern 
auch von der Vita und der Mentalität her unterschiedliche 
Staatsvölker einer Nation, auch wenn sie bereits monitär ver
knüpft wurden.

Dabei sollte jeder auf seine Weise den vereinbarten Anteil an 
Volksvertretern für das künftige gemeinsame deutsche Parla
ment wählen. Wir stehen in der Pflicht eines eigenen Wahlgeset
zes, das am Runden Tisch erarbeitet wurde und Ansprüche des 
demokratischen Umbruchs vom Herbst einbezieht. Man kann es 
allerdings durch die Verbindung von Mehrheits- und Verhältnis
wahlrecht verbessern, damit sich die Kandidaten nicht wieder 
hinter drei oder vier Buchstaben verstecken können und der 
Wähler betroffen ist, wem er tatsächlich seine Stimme gegeben 
hat.

(Beifall bei der SPD, bei Bündnis 90/Grüne und PDS)

Wir brauchen keine Hürde, denn hier wirkt ein natürliches Se
lektionsprinzip, es waren 25 000 Stimmen für einen Platz in der 
Volkskammer nötig, künftig werden ca. 60 000 für einen Platz im 
Bundestag erforderlich sein. Die ganzen Argumente von Zer
splitterung sind daran belegbar, wirkungslos. Selbst der eine Ver
treter der Vereinigten Linken hätte, würde man das Volkskam
merwahlergebnis zugrunde legen, damit keine Chance. Wichtig 
ist für uns, daß nicht nur die Bestuhlung im künftigen Parlament

Meine Damen und Herren! Es ist folgendes: Was wir jetzt hier 
machen, das können wir noch eine ganze Weile weitermachen. 
Es handelt sich aber darum, daß wir im Grunde genommen die 
Debatte über das Pro und Contra der einen oder anderen Varian
te, die jetzt im Ausschuß stattfinden sollte, die Debatte da statt
finden muß, hier führen.
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